
Kalter Krieg in der Wüste
Ein Jahr dauert die Katar-Blockade schon an – mit heiklen Folgen

VON M A R T I N G E H L E N

Seit ein paar Wochen gibt sich
Mohammed bin Salman plötz-

lich betont gelassen. Das Katar-
Problem sei „trivial“, tönte der
saudische Kronprinz bei seinem
jüngsten Besuch in Ägypten,
schließlich sei das Land kleiner
als eine einzige Straße in Kairo.
Tatsächlich hat der Thronfolger
inzwischen allen Grund, das
heikle Thema herunterzuspielen.
Vor einem Jahr galt er als der poli-
tische Architekt des bisher spek-
takulärsten Zerwürfnisses unter
den Golfstaaten. Inzwischen ist
der erste Schock verflogen – und
nichts gelöst. Katar erweist sich
als ein geschickter wie hartnäcki-
ger Kontrahent. Und so richten
sich alle Seiten jetzt auf einen
chronischen und langwierigen
Machtkampf ein. Am Nil zog Mo-
hammed bin Salman sogar die
Parallele zu dem 60 Jahre wäh-
renden US-Embargo gegen Kuba.

Die Krise am Golf begann am
5. Juni 2017. Damals stellte Saudi-
Arabien – mit den Vereinigten
Arabischen Emiraten, Bahrain
und Ägypten im Schlepptau –
dem Kleinstaat am Persischen
Golf ein umfassendes Ultimatum.
Alle Land- und Flugverbindungen
nach Katar wurden gekappt, ein-
zig die Exporte von Gas und Öl
per Schiff blieben bisher unange-
tastet. Obendrein präsentierten
die vier Boykottnationen Doha ei-
ne Liste von 13 Forderungen, um
die Minination mit ihren 300000

Staatsbürgern auf die Knie zu
zwingen. Katar sollte seine diplo-
matische Kooperation mit Iran
herabstufen, das türkische Militär
des Landes verweisen, den Sender
Al-Dschasira schließen sowie alle
Verbindungen zu sogenannten
Terrororganisationen wie den
Muslimbrüdern kappen.

Ein Jahr danach sind die Fronten
dieses Kalten Krieges in der Wüste
verhärteter denn je. Selbst der
amerikanischen Regierung geht
das Gezänk am Golf längst auf die
Nerven. Wie sein Vorgänger Rex
Tillerson redete auch der neue US-
Außenminister Mike Pompeo den
Saudis ins Gewissen – ohne Erfolg.
Washingtons Militär hat nicht nur
sein nahöstliches Hauptquartier
auf katarischem Territorium. Das
Weiße Haus möchte nach dem
Atomausstieg von US-Präsident
Donald Trump auch eine mög-
lichst geschlossene arabische
Front gegen Teheran ins Feld füh-
ren. Unter dem Druck des Boy-
kotts jedoch nähert sich Doha im-
mer stärker der Türkei und dem
Iran an, mit dem es das größte
Gasfeld der Welt teilt. Katars Emir
Tamim Bin Hamad Al-Thani dank-
te kürzlich sogar demonstrativ der
Islamischen Republik für ihre Un-
terstützung in der Krise.

In Katar selbst ist von dem
Embargo nur noch wenig zu spü-

ren. Das Wirtschaftswachstum
blieb 2017 mit 2,1 Prozent auf fast
dem gleichen Niveau wie im Vor-
jahr. Die Regale in den Super-
märkten sind voll, auch weil An-
kara und Teheran mit Lebensmit-
teln einsprangen. Per Luftbrücke
flog das Emirat sogar Kühe ein,
um vor den Toren Dohas eine hy-
permoderne Molkerei aufzubau-
en, die die Lieferungen aus Saudi-
Arabien ersetzen soll. Auf den
Baustellen für die Fußball-Welt-
meisterschaft 2022 läuft ebenfalls
alles nach Plan, auch wenn das
Baumaterial jetzt aus Malaysia
und China herbeigeschafft wer-
den muss.

Katars Banken dagegen
brauchten Zuschüsse aus dem
Staatssäckel, um die Kapitalflucht
der Golfnachbarn auszugleichen.
Gleichzeitig fielen die Devisenre-
serven um knapp 15 Prozent auf
39,7 Milliarden Dollar. Am stärks-
ten aber schwankt Katar Airways.
Der gekappte Verkehr mit den
Boykottländern machte ein Viertel
aller Flugbewegungen aus. Für an-
dere Verbindungen sind teure Um-
wege nötig, weil die Golfkontra-
henten und Ägypten ihre Lufträu-
me gesperrt haben. Nach einer
Schätzung des „Kuwait Financial
Center“ verlor die Gesellschaft bis-
her Einnahmen von drei Milliar-
den Dollar. Die genaue Bilanz will
Airline-Chef Akbar al-Baker Ende
Juni vorlegen. „Noch kann ich das
Ausmaß des Verlusts nicht exakt
beziffern“, sagte er kürzlich.
„Doch der wird beträchtlich sein.“

Doha nähert sich unter dem
Druck immer mehr Iran an
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Ethikrat-Chef will an
Paragraf 219a festhalten
Der Vorsitzende des Deutschen
Ethikrates, Peter Dabrock, plädiert
in der Debatte über das Werbever-
bot für Schwangerschaftsabbrüche
für den Erhalt der bisherigen Ge-
setzeslage. Die Regelung, dass eine
Abtreibung bis zur zwölften
Schwangerschaftswoche „rechts-
widrig, aber straffrei“ sei, finde er
ethisch bedeutsam, sagte Dabrock.
Bringe sie doch zum Ausdruck:
Ein Schwangerschaftskonflikt sei
zwar nicht mit den Mitteln des
Rechts zu lösen, aber trotzdem
müssten solche Fälle rechtlich ge-
regelt sein. Wenn einmal mensch-
liches Leben da sei, komme dem
auch Schutz zu. Der Schutz könne
aber nicht gegen die werdende
Mutter durchgesetzt werden. epd

Papst spricht Machtwort im
Kommunionsstreit
Papst Franziskus hat den Vorstoß
deutscher Bischöfe zur Teilnahme
protestantischer Ehepartner an der
Kommunion gestoppt. Seit Wo-
chen entzweit ein Streit darüber
die katholische Kirche in Deutsch-
land, nun sprach das Kirchenober-
haupt überraschend ein Macht-
wort. Franziskus sei der Auffas-
sung, dass ein von der Deutschen
Bischofskonferenz verabschiedetes
Dokument „nicht zur Veröffentli-
chung reif“ sei, zitierte die katholi-
sche „Tagespost“ am Montag aus
einem Brief des Präfekten der
Glaubenskongregation, Erzbischof
Luis Ladaria, an den Vorsitzenden

der Bischofskonferenz, Kardinal
Reinhard Marx. dpa

Fluggesellschaften kämpfen
gegen Menschenhandel
Fluggesellschaften weltweit wol-
len den Kampf gegen Menschen-
handel vorantreiben. Zwar gebe es
bereits Initiativen einzelner Kon-
zerne, doch habe ein branchen-
weiter Ansatz bisher gefehlt, sagte
Tim Colehan vom Internationalen
Luftfahrtverband (Iata) in Sydney.
Neue Richtlinien sollen dem
Bordpersonal dabei helfen, Ver-
dachtsfälle zu erkennen. afp

Gedenken an Opfer vom
Tian’anmen in Hongkong
Mit einer Mahnwache haben De-
monstranten in Hongkong an die
Opfer der vor 29 Jahren brutal nie-
dergeschlagenen Tian’anmen-Pro-
teste in Peking erinnert. Während
auf dem chinesischen Festland öf-
fentliches Gedenken an den 4. Juni
1989 verboten ist, versammelten
sich in der autonom regierten chi-
nesischen Sonderverwaltungszone
am Montag viele Tausend Men-
schen im Victoria Park. dpa

Trump will sich notfalls
selbst begnadigen
In der Debatte über die Untersu-
chungen des US-Sonderermittlers
Robert Mueller vertritt Präsident
Donald Trump die Ansicht, er sei
rechtlich dazu befugt, sich gegebe-
nenfalls selbst zu begnadigen. „Ich
habe das absolute Recht, mich
selbst zu begnadigen“, twitterte
Trump. dpa

Orbans
bester Mann
Janez Jansa agitiert
gegen Migranten –

ein Porträt

Er war ein
Dissident,

er kämpfte für
Meinungsfrei-
heit und die
Unabhängigkeit
Sloweniens. Er
war der erste
Verteidigungs-
minister des jungen Staates. Er
gab nie auf. Er gilt als das Steh-
aufmännchen der slowenischen
Politik. In Ljubljana kann sich
kaum einer vorstellen, dass Janez
Jansa jemals die politische Bühne
verlassen wird. Seit 1993 führt er
bereits die SDS.

Wenn man ihm zuhört, möch-
te man meinen, dass Slowenien
von Migranten überrannt würde
und ein von verborgenen, dunk-
len Kräften geführtes Land ist,
durchsetzt von kommunistischen
Seilschaften, die wiederum nichts
anderes vorhaben, als ihn, den
wahren Demokraten, zu verfolgen
und einer einseitigen Justiz aus-
zuliefern.

Doch nicht nur der 59-Jährige
glaubt an diese Verschwörung, er
hat eine große Fangemeinde auf-
gebaut, die seinen Theorien an-
hängen und ihn wie eine quasire-
ligiöse Figur bewundern. Seine
Partei, die SDS, driftete in den ver-
gangenen Jahren nicht nur immer
weiter nach rechts, sie konzen-
trierte sich ganz auf seine Person.

Im Wahlkampf agitierte er nun
gegen Migranten und ließ sich
vom ungarischen Premier Viktor
Orban unterstützen. Auch finan-
zielle Unterstützung für SDS-nahe
Medien soll es aus Ungarn geben.
Dabei war der junge Jansa – ähn-
lich wie der junge Orban – keines-
wegs rechts. Er war Mitglied in
der kommunistischen Jugend, sei-
ne Partei hieß bei der Gründung
1989 Sozialdemokratischer Bund
Sloweniens. Er studierte in
Ljubljana Verteidigungswesen,
war gleich nach der Wende Teil
der Regierung, ab 1994 aber zehn
Jahre in der Opposition.

In dieser Zeit entwickelte er
seine aggressive Rhetorik, seinen
Nationalismus und seine irratio-
nalen Argumente. 2004 wurde er
Premier und schaffte es 2012 noch
einmal ins Regierungsamt. Doch
2013 verließen ihn seine Koaliti-
onspartner, weil er 200000 Euro
seines Vermögen nicht erklären
konnte und man Schmiergelder
dahinter vermutete.

Er wurde zu zwei Jahren Haft
verurteilt und musste auch ins Ge-
fängnis. Doch 2015 hob das Verfas-
sungsgerichtshof das Urteil auf.
Jansa könnte nun eigentlich wieder
Premier werden, doch er verhält
sich so, dass kaum einer mit ihm
zusammenarbeiten will. Eine breite
Allianz gegen ihn findet sich nicht
nur unter den anderen Parteien,
sondern auch in der Bevölkerung.

Der Mann, der derart polari-
siert, fährt gerne Ski und geht
gerne auf die Berge. Jansa ist ver-
heiratet und hat zwei Kinder aus
dieser Ehe, sowie zwei aus einer
vorhergegangenen Beziehung. awö
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Slowenien Nach der Parlamentswahl sind alle Fragen offen.
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Ein Wahlsieg,
der keiner ist
Die Regierungsbildung scheitert wohl daran,
dass kein möglicher Partner Jansa als Premier akzeptiert

Eine Analyse von Adelheid Wölfl

Ich wünsche Jansa viel Glück
bei dem Versuch, eine Koaliti-

on zu bilden.“ Der entscheiden-
de Satz zu den Wahlen am Sonn-
tag kam vom Zweitplatzierten
Marjan Sarec, dem Bürgermeis-
ter von Kamnik, dessen neue
Partei LMS auf 12,7 Prozent der
Stimmen kam. Er wiederholte
damit indirekt seine Aussage aus
dem Wahlkampf, dass er nicht
mit der SDS unter Janez Jansa in
eine Regierung gehen werde.

Die SDS gewann am Sonntag
mit knapp 25 Prozent. Als Koali-
tionspartner kommen allerdings
nur die christlich-konservative
Partei Neues Slowenien (7,1 Pro-
zent), die extrem rechte Partei
SNS (4,2 Prozent) und die Pen-
sionistenpartei Desus (4,9 Pro-
zent) infrage. Die anderen Partei-
en wollen nicht mit der SDS und
Jansa regieren. Laut dem slowe-
nischen Politologen Marko Lovec
könnten – mit entsprechenden
Geldangeboten - zwar ein, zwei
Abgeordnete der LMS abspringen
und doch mit Jansa koalieren.
„Aber das ist noch immer nicht
ausreichend, um eine Regierung
zu bilden.“

Deshalb denkt Lovec, dass
Jansa selbst zurücktreten und die
Parteispitze jemandem anderen
überlassen könnte, etwa Roma-
na Tomc or Anze Logar. Wenn
dies passieren würde, wäre es
schwierig für die anderen Partei-
en, die Zusammenarbeit mit der
SDS weiter zu verweigern. Der
slowenische Präsident Borut Pa-
hor wird Jansa als Chef der
stärksten Partei das Mandat zur
Regierungsbildung geben, aber

wenn er daran scheitert, wird
man sich fragen: „Was ist der
Sinn eines Politikers, wenn er
für zwei Drittel der Wählerschaft
inakzeptabel ist?“, so Lovec.

Jansa hat sich im Wahlkampf
bereits sehr zurückgenommen
und betont ruhig, kompromiss-
bereit und sogar offen gegeben.
Er war im Vergleich zu den an-
deren Spitzenkandidaten sicher
der professionellste, da er bereits
seit Jahrzehnten in der Politik ist.
Angesichts dieser Performance
könnte er einen Abgang nun so-
gar als „Opfer für Slowenien“
darstellen.

Sarec hatte bereits vor der Wahl
betont, dass er sich vorstellen
könne, mit der SDS zusammen-
zuarbeiten – aber nicht mit Jan-
sa. In so einem Szenario wäre es
denkbar, dass die SDS nicht auf
der Position des Premiers beste-
hen würde. Allerdings wäre Sa-
rec, der nur als Lokalpolitiker
gearbeitet hat, ein sehr unerfah-
rener Premier.

Die zur Zeit wahrscheinli-
chere Option ist eine Zusam-
menarbeit der Parteien in der
Mitte und links der Mitte. Dies
würde angesichts der Ergebnisse
wohl auch dem Wählerwillen
entsprechen. Zu so einer Koaliti-
on könnten die LMS, die Sozial-
demokraten (9,9 Prozent), die
Partei des bisherigen liberalen
Premiers Miro Cerar, SMC (9,8
Prozent), die Partei Neues Slowe-

nien, die Partei von Alenka Bra-
tusek (5,1 Prozent) und die Pen-
sionistenpartei Desus gehören.
Auch in so einer Koalition könn-
te Sarec Premier werden. Er hat
bereits angekündigt, dass er Re-
formen umsetzen will.

„Das wäre eine Mitte-Koaliti-
on mit einem ,Problemstifter‘,
nämlich der Pensionistenpartei“
unter dem ewigen Außenminis-
ter Karl Erjavec, meint Lovec.
Ohne Desus hätte so eine Koali-
tion allerdings nur 45 der 90 Ab-
geordneten hinter sich. „Mit ei-
ner solchen Zersplitterung wäre
es für Sarec schwierig, über-
haupt eine effektive Regierung
zusammenzubringen“, sagt der
Politikwissenschaftler. Im Grun-
de hat sich in Slowenien nicht
viel geändert: In der Mitte und
links der Mitte tummeln sich
viele kleine Parteien, rechts der
Mitte dominiert die SDS. Es gibt
keine wirklichen Sieger und
schon gar keinen deutlichen
Hinweis, wen die Slowenen als
Regierungschef wollen. Die Sozi-
aldemokraten unter Dejan Zidan
schnitten schlecht ab, die Partei
„Die Linke“ liegt fast gleichauf.

Auffallend ist, dass die extre-
me Rechte (SNS) wieder im Par-
lament vertreten ist und wie we-
nig weibliche Führungsfiguren
in diesem Land geschätzt wer-
den. Die Slowenen haben von
der einzigen Liste, die mit einer
Frau an der Spitze antrat, näm-
lich jene der Ex-Premierministe-
rin Alenka Bratušek, nicht sie
gewählt, sondern fünf Männer
der Partei. Die Wahlbeteiligung
war mit 52 Prozent recht niedrig.

Fremde Freunde
Das transatlantische Verhältnis ist schwer be-
lastet. Der Handelskrieg ist da nur ein Stich-
wort. Doch wie geht es weiter zwischen den
westlichen Partnern? Über diese Frage disku-
tierten Marlene Hausteiner von der Universi-
tät Bonn und Wade Jacoby von der Brigham

Young University im US-Bundesstaat Utah am
Montagabend mit rund 80 Menschen während
der Podiumsdiskussion „Fremde Freunde –
welche Wege gehen die USA und Europa?“ in
der Evangelischen Akademie Frankfurt. FR-
Redakteur Andreas Schwarzkopf moderierte

die Debatte zu der die Heinrich-Böll-Stiftung,
das US-Konsulat, die Evangelische Akademie
und die FR eingeladen hatten. FR BILD: MICHAEL

SCHICK

Weibliche Führungsfiguren
werden hier nicht geschätzt
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Belgrad ist
ein bisschen Paris

Ein kurzer Blick in die FR vom
5. Juni 1968

Südvietnams Hauptstadt Saigon
wird von der zweiten (kleineren)
Tet-Offensive erschüttert – der
Vietcong hat sich in mehreren
Stadtteilen verschanzt. Philoso-
phie-Ikone Jürgen Habermas
warnt die deutschen Studenten,
sie schätzten die Lage im Land
falsch ein, was zu einer verhäng-
nisvollen Strategie und der Isola-
tion der demokratischen Kräfte
führen würde. Israels Luftwaffe
fliegt wieder Angriffe auf jorda-
nische Einheiten am See Geneza-
reth. In Frankreich löst sich die
Einheitsfront der streikenden Ar-
beiter auf. Und in Belgrad …

In Belgrad? Oh ja, in Jugosla-
wiens Hauptstadt ist es beileibe
nicht ruhig in diesem Jahr 1968.
Am just vergangenen Wochenen-
de haben Studenten dort revol-
tiert – und wurden von der Miliz
zusammengeprügelt und festge-
nommen. An diesem 5. Juni pro-
vozieren ihre Kommilitonen die
Regierung mit einem Transpa-
rent, auf dem „Nieder mit der ro-
ten Bourgeoisie“ steht. In der
Universitätsstadt Nisch wird de-
monstriert, in Lubljana planen
Studenten auch Protest. rut

Die Original-Ausgaben der FR aus
dem Jahr 1968 finden Sie im Bereich
„Magazine“ unserer Zeitungs-Apps
für Smartphone und Tablets. Für den
Zugriff ist ein Digitalabonnement nötig,
das Abonnenten der Zeitung vergünstigt
erhalten. Infos: www.fr-digital.de

FR.de/die68er
50 Jahre 6̌8

Papst macht
Rückzieher
Noch keine Einigung
bei Kommunion

Der Vatikan lehnt die von den
deutschen Bischöfen mehr-

heitlich beschlossene Handrei-
chung zum Kommunionempfang
nichtkatholischer Ehepartner in
ihrer bisherigen Form ab. Das Do-
kument werfe ungelöste Proble-
me von erheblicher Tragweite auf,
heißt es in einem Brief von Erzbi-
schof Luis Ladaria an den Vorsit-
zenden der Deutschen Bischofs-
konferenz, Kardinal Reinhard
Marx. Wörtlich schreibt der Prä-
fekt der Glaubenskongregation,
Papst Franziskus sei zu dem
Schluss gekommen, „dass das
Dokument noch nicht zur Veröf-
fentlichung reif ist“.

Das Schreiben Ladarias liegt
der Katholischen Nachrichten-
Agentur in einer italienischen
Fassung vor. Die Frage, ob nicht-
katholische Ehepartner die Kom-
munion empfangen könnten, be-
treffe die Kirche als Ganzes und
habe Auswirkungen auf die öku-
menischen Beziehungen zu ande-
ren Kirchen und kirchlichen Ge-
meinschaften, heißt es darin. kna

Türkische
Truppen
setzten PKKzu
Ziel sind Gebiete
im Norden von Irak

Wenige Wochen vor den Wah-
len in der Türkei hat die

türkische Armee eine neue Offen-
sive gegen die PKK-Guerilla im
Nordirak gestartet. Die Armee ste-
he davor, die Hochburgen der Ar-
beiterpartei Kurdistans (PKK) in
den Kandil-Bergen einzuschlie-
ßen, sagte der türkische Innenmi-
nister Süleyman Soylu am Montag
der amtlichen Nachrichtenagentur
Anadolu. Mehrere Gebiete seien
bereits unter Kontrolle und Kandil
sei „kein fernes Ziel“ mehr.

Es sei nicht eine Frage des ob,
sondern des wann, sagte Soylu.
„Kandil wird für die Türkei eine
Sicherheitszone werden. Daran
sollte niemand zweifeln.“ Die Ar-
mee stehe rund 26 Kilometer vor
den PKK-Bastionen in den Kandil-
Bergen, doch gebe es Gefechte und
die Armee stoße auf selbstgebaute
Sprengsätze, sagte Soylu. Vergan-
gene Woche waren laut der Armee
vier Soldaten bei Kämpfen mit der
PKK im Nordirak getötet worden.

In den Kandil-Bergen werden
die PKK-Führer Murat Karayilan
und Cemil Bayik vermutet. Die
türkische Armee fliegt regelmäßig
Luftangriffe auf PKK-Stellungen
im Nordirak. afp


